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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Umsatzsteuer: Abmahnungen bei Urheberrechtsverletzungen und unlauteren 
Wettbewerbshandlungen 
 
Das Bundesfinanzministerium nimmt in einem Schreiben zu zwei Urteilen des 
Bundesfinanzhofs aus 2016 und 2019 zur Umsatzsteuerpflicht von Abmahnungen 
bei Urheberrechtsverletzungen und bei unlauteren Wettbewerbshandlungen 
Stellung. Die obersten Steuerrichter hatten die betreffenden Zahlungen als 
umsatzsteuerpflichtig beurteilt. Die Finanzverwaltung erläutert Einzelheiten zur 
praktischen Anwendung der richterlichen Grundsätze. 

Hintergrund 

Im Urteil vom 13. Februar 2019 (XI R 1/17), hat der BFH entschieden, dass 
Abmahnungen, die ein Rechteinhaber zur Durchsetzung eines urheberrechtlichen 
Unterlassungsanspruchs gegenüber Rechtsverletzern vornimmt, 
umsatzsteuerpflichtig sind (siehe dazu unseren Blogbeitrag vom 18. Mai 2019). 
Gegenleistung für die Abmahnleistung ist der vom Rechtsverletzer gezahlte 
Betrag. In einer zweiten Entscheidung vom 21. Dezember 2016 (XI R 27/14) hatte 
der BFH entschieden, dass Zahlungen, die an einen Unternehmer von dessen 
Wettbewerbern als Aufwendungsersatz aufgrund von wettbewerbsrechtlichen 
Abmahnungen geleistet werden, umsatzsteuerlich als Entgelt im Rahmen eines 
umsatzsteuerbaren Leistungsaustauschs und nicht als Schadensersatz zu 
qualifizieren sind. 

Stellungnahme der Finanzverwaltung 

In seinem Schreiben nimmt das BMF nun ausführlich zu Details der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung Stellung und erläutert diverse 
Begrifflichkeiten. 

Leistung: Leistungsgegenstand eines abmahnenden Unternehmers gegenüber 
einem Abgemahnten ist die Abmahnung. Dem Rechtsverletzer wird dadurch die 
Möglichkeit gegeben, eine gerichtliche Auseinandersetzung auf kostengünstige 
Weise durch Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungserklärung abzuwenden. 
Der auf Grund der berechtigten Abmahnung geltend gemachte Schadensersatz 
ist dagegen als echter Schadensersatz nicht umsatzsteuerbar. 

Zeitpunkt der Leistung: Der Zeitpunkt der sonstigen Leistung bestimmt sich 
danach, wann die Dienstleistung bewirkt ist. Das ist der Fall, wenn dem 
Abgemahnten ein wirtschaftlicher Vorteil zugewandt wird. Zeitpunkt der Leistung 
ist somit der Zugang der Abmahnung bei dem Abgemahnten. 

Bemessungsgrundlage: Der Aufwendungsersatzanspruch des Abmahnenden 
ermittelt sich nach dem Gegenwert für die Abmahnleistung. Im Rahmen von 
Urheberrechtsverletzungen bemisst sich der zu zahlende Kostenersatz damit 
nicht wie der Schadensersatz nach der sog. Lizenzanalogie, sondern nach dem 
Gegenstandswert des Unterlassungsanspruchs. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/05/08/abmahnungen-im-bereich-des-urheberrechts-sind-umsatzsteuerpflichtig/
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Steuersatz: Die Abmahnleistung unterliegt nach § 12 Abs. 1 UStG dem 
allgemeinen Steuersatz. 

Billigkeitsmaßnahmen (Corona-Pandemie): Die Unternehmen der 
Musikindustrie sowie alle anderen Rechteinhaber können sich auf die von der 
Finanzverwaltung wegen der Corona-Pandemie erlassenen allgemeinen 
Billigkeitsmaßnahmen berufen, sofern sie die Voraussetzungen hierfür erfüllen. 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 1. Oktober 2021 (III C 2 – S 7100/19/10001 :006)   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-10-01-umsatzsteuerrechtliche-behandlung-von-abmahnungen-bei-urheberrechtsverletzungen-und-bei-unlauteren-wettbewerbshandlungen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 07. Oktober 2021 

 
 
Ist für eine Organgesellschaft entgegen § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG eine 
Steuerfestsetzung ergangen, ergibt sich hieraus eine Drittwirkung 
i.S. von § 166 AO. Der Organträger kann dann keinen 
Vorsteuerabzug aus Eingangsleistungen geltend machen, die von 
Dritten über die Organgesellschaft bezogen wurden. Das Recht 
des Organträgers, die Nichtbesteuerung von Innenleistungen 
geltend zu machen, die er an die Organgesellschaft erbracht hat, 
bleibt unberührt. 
 
Zum Urteil 
 

 

 

 

Rentenzahlungen, die auf einem begünstigten 
Versicherungsvertrag i.S. des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b EStG 
2004 beruhen, sind insgesamt den Einkünften aus 
Kapitalvermögen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG 2004 zuzuordnen 
und unter den Voraussetzungen des § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 EStG 
2004 steuerfrei, soweit die Summe der ausgezahlten 
Rentenbeträge das in der Ansparzeit angesammelte 
Kapitalguthaben einschließlich der Überschussanteile nicht 
übersteigt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Von einem endgültigen Ausfall einer privaten Kapitalforderung i.S. 
des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG ist jedenfalls dann auszugehen, wenn 
über das Vermögen des Schuldners das Insolvenzverfahren 
eröffnet wurde und der Insolvenzverwalter gegenüber dem 
Insolvenzgericht die Masseunzulänglichkeit gemäß § 208 Abs. 1 
Satz 1 InsO angezeigt hat. 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil V R 13/20: 
Drittwirkung der 
Steuerfestsetzung bei 
Organschaft 
 
 
 
 
 
 
 
26. August 2021 
 

Urteil VIII R 4/18: 
Rentenzahlungen aus 
einem vor dem 
01.01.2005 
abgeschlossenen 
begünstigten 
Versicherungsvertrag 
mit Kapitalwahlrecht 
als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen 
 
01. Juli 2021 
 

 

 

Urteil VIII R 28/18: 
Insolvenzbedingter 
Ausfall einer privaten 
Darlehensforderung 
als Verlust bei den 
Einkünften aus 
Kapitalvermögen 
 
 
 
 
01. Juli 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110186/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110188/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110189/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VI R 50/17: Keine begünstigte Handwerkerleistung für die 
Erschließung einer öffentlichen Straße - Die Entscheidung wurde 
nachträglich zur amtlichen Veröffentlichung bestimmt; sie war seit dem 
17.09.2020 als NV-Entscheidung abrufbar. 
28. April 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Qualifikation einer US-amerikanischen LLC als Personen- oder 
Kapitalgesellschaft 

Die Einordnung einer nach dem Recht des US-Bundesstaats Colorado 
gegründeten LLC als Personen- oder Kapitalgesellschaft richtet sich nach dem 
sog. Typenvergleich unter Berücksichtigung der im BMF-Schreiben vom 
19.03.2004 genannten Merkmale. Mit diesem Beschluss bestätigt der 
Bundesfinanzhof seine mit Urteil vom 20.08.2008 – I R 34/08 ergangene frühere 
Rechtsprechung. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes darüber, 
ob die Antragstellerin, eine Gesellschaft in der Rechtsform einer Limited Liability 
Company (LLC) der USA, als Kapitalgesellschaft einzuordnen ist, die für eine 
Zahlung an ihren Gesellschafter im Streitjahr (2018) Kapitalertragsteuer 
anmelden muss. Alleiniger Gesellschafter und Geschäftsführer der LLC ist L. 
Nachdem L seinen Wohnsitz und seinen Lebensmittelpunkt im Juli 2017 von Z 
nach Deutschland verlegt hatte, befand sich auch der Ort der Geschäftsleitung 
der Antragstellerin i.S. des § 10 Abgabenordnung (AO) in Deutschland. Am 
31.12.2018 überwies L einen Betrag von einem Bankkonto der Antragstellerin auf 
ein privates Bankkonto. Hierfür gab die Antragstellerin am 28.07.2020 beim 
Finanzamt eine Kapitalertragsteuer-Anmeldung ab. 

Gegen diese Kapitalertragsteuer-Anmeldung legte die Antragstellerin Einspruch 
ein. Auf Grundlage eines Typenvergleichs sei sie nicht als Kapitalgesellschaft, 
sondern als Personengesellschaft einzuordnen. Deshalb handele es sich bei der 
Zahlung an L auch nicht um eine kapitalertragssteuerpflichtige verdeckte 
Gewinnausschüttung, sondern um eine nicht steuerbare Entnahme. Das 
Finanzamt hat über diesen Einspruch bisher noch nicht entschieden. Das 
Finanzgericht hatte die Beschwerde zur beantragten Aussetzung der Vollziehung 
abgelehnt. 

Entscheidung des BFH 

Auch der BFH wies die Beschwerde als unbegründet zurück. Im Streitfall 
bestehen keine ernstlichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit der angefochtenen 
Kapitalertragsteuer-Anmeldung. 

Der BFH hat bei summarischer Prüfung keine ernstlichen Zweifel, dass die 
Antragstellerin trotz der Verlegung des Orts der Geschäftsleitung nach 
Deutschland zivilrechtlich fortbestanden hat, so dass Kapitalertragsteuer i.S. des 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110187/
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§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i.V.m. § 20 Abs. 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) 
anfallen kann. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG erfasse auch Bezüge aus der Beteiligung 
an ausländischen Gesellschaften, die nach ihrer Struktur einer nach deutschem 
Recht errichteten AG oder GmbH im Wesentlichen entsprechen. Sowohl das 
ausländische Rechtsgebilde als auch die konkrete Beteiligungsform des 
Steuerpflichtigen müssen vom Typ her den Gesellschafts- und 
Beteiligungsformen gleichen, die in § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG genannt werden. 
Entscheidend ist eine rechtliche und wirtschaftliche Gesamtwürdigung der 
maßgebenden ausländischen Bestimmungen über die Organisation und Struktur 
der Gesellschaft sowie deren konkrete Ausformung in der Satzung dieser 
Gesellschaft. Die Antragstellerin ist nach einer Gesamtwürdigung dieser 
Merkmale mit einer inländischen Kapitalgesellschaft i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 1 
EStG vergleichbar (Rz. 20 des Urteils). 

Im Streitfall reicht es aus, dass die besonders bedeutsamen Merkmale 
Geschäftsführung und Vertretung, beschränkte Haftung und Gewinnzuteilung 
sowie zusätzlich das Merkmal der formalen Gründungsvoraussetzungen für eine 
Gleichstellung mit einer inländischen Kapitalgesellschaft sprechen. Das Merkmal 
der Gewinnverteilung sei zumindest neutral zu werten, so der BFH. Die Merkmale 
der Übertragbarkeit der Anteile, der Kapitalaufbringung und der Lebensdauer 
können daher nicht dazu führen, die Gleichstellung mit einer inländischen 
Kapitalgesellschaft in Zweifel zu ziehen, zumal die Merkmale Übertragbarkeit der 
Anteile und Lebensdauer zumindest im Streitfall eine nur beschränkte 
Aussagekraft haben. 

Bestätigung der früheren Rechtsprechung 

Der BFH bestätigt insoweit seine hierzu ergangene frühere Rechtsprechung im 
Urteil vom 20. August 2008 (I R 34/08). Dort ging es um eine nach dem Recht des 
Staates Florida gegründete US-amerikanische LLC, welche in den USA infolge 
der Ausübung des dort gegebenen steuerlichen Wahlrechts nicht mit der dortigen 
Corporate Tax besteuert, sondern wie eine Personengesellschaft behandelt wird. 
Das damalige Urteil des BFH ist zwar noch zu der bisherigen Regelungslage 
nach dem alten Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) zwischen Deutschland 
und den USA ergangen. Der BFH weist in seiner aktuellen Entscheidung jedoch 
explizit darauf hin, dass diese Regelungen auch durch die Neufassung des DBA 
in Art. 29 Abs. 1 DBA-USA 1989/2008 bestätigt werden. 

Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 18. Mai 2021 (I B 75/20), als NV-Entscheidung veröffentlicht 
am 30. September 2021. 

 

Schadensersatz wegen Prospekthaftung bei Beteiligung an gewerblich 
tätigem Fonds steuerpflichtig 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs ist der Schadensersatzanspruch, der 
einem Kommanditisten einer gewerblich tätigen Fonds-KG wegen fehlerhafter 
Angaben im Beteiligungsprospekt zusteht, einkommensteuerpflichtig. 

Sachverhalt 

Der Kläger war als Kommanditist an der gewerblich tätigen A-GmbH & Co. KG (A-
KG) beteiligt. Diese Beteiligung hatte die B-AG dem Kläger vermittelt. Dabei war 
ein Fondsprospekt verwendet worden, den die C-GmbH erstellt hatte. Der Kläger 
erstritt in der Folgezeit vor dem Zivilgericht Schadensersatzleistungen nebst 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150148/
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Rechtshängigkeitszinsen gegen die C-GmbH wegen fehlerhafter Angaben in dem 
Fondsprospekt. Anders als das Finanzamt war der Kläger der Meinung, dass 
dieser Anspruch nicht der Besteuerung unterliege. 

Das Finanzgericht hatte der Klage stattgegeben. Die Leistung sei auf Grundlage 
einer Schädigung gezahlt worden, die noch vor Begründung der 
Mitunternehmerstellung erfolgt sei. Ursächlich für den zivilgerichtlich anerkannten 
Schadensersatz seien unzutreffende Angaben in dem Beteiligungsprospekt 
gewesen. Diese Falschinformationen hätten den Kläger veranlasst, die 
Mitunternehmerstellung an der A-KG zu erwerben. Der gezahlte Zins als 
Nebenleistung teile das Schicksal der Hauptleistung. Die Schadensersatzleistung 
sei jedoch nicht steuerbar, da sie unter keine der Einkunftsarten des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) falle. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH entschied nun, dass auch Ansprüche aus zivilrechtlicher 
Prospekthaftung, die dem Mitunternehmer einer KG gegen einen Vermittler oder 
Berater zustehen, weil unzureichende Informationen über eine eingegangene 
Beteiligung erteilt wurden, der Besteuerung unterliegen. Dies gilt nicht nur für den 
Schadensersatz aus Prospekthaftung selbst, sondern auch für den Zinsanspruch, 
den der Kläger für die Dauer seines zivilgerichtlichen Schadensersatzprozesses 
erstritten hat. 

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH gehören zu den gewerblichen 
Einkünften des Gesellschafters einer Personengesellschaft alle Einnahmen und 
Ausgaben, die ihre Veranlassung in der Beteiligung an der Gesellschaft haben. 
Erhält danach der Gesellschafter Schadensersatz, so ist dieser als 
Sonderbetriebseinnahme bei den gewerblichen Einkünften zu erfassen, wenn das 
schadensstiftende Ereignis mit der Stellung des Gesellschafters als 
Mitunternehmer zusammenhängt. 

Die Schadensersatzleistungen können zu einem laufenden Sonderbetriebsgewinn 
führen, sofern nicht das wirtschaftliche Eigentum an dem Mitunternehmeranteil 
Zug um Zug gegen die Schadensersatzleistung zu übertragen ist. Verzugs- und 
Rechtshängigkeitszinsen teilen das Schicksal der Schadensersatzleistung. 

Dem steht nicht entgegen, dass das schadenstiftende Ereignis (der 
unzureichende Prospekt) vor dem Erwerb der Beteiligung eingetreten ist. Denn 
einkommensteuerrechtlich stehen auch Vorbereitungshandlungen für die 
Aufnahme einer betrieblichen Tätigkeit in einem ausreichend engen 
Zusammenhang mit der betrieblichen Einkunftserzielung. 

Finanzgericht muss weitere Feststellungen nachholen 

Die bisher getroffenen Feststellungen lassen jedoch keine abschließende 
Beurteilung der Frage zu, ob dem Kläger im Streitjahr ein Sonderbetriebsgewinn 
aus der Schadensersatzleistung einschließlich der Zinsen oder stattdessen – 
insoweit wäre der angefochtene Gewinnfeststellungsbescheid fehlerhaft – ein 
Veräußerungsgewinn entstanden ist. Mit der Zurückverweisung durch den BFH 
erhält das Finanzgericht die Gelegenheit, die noch fehlenden Feststellungen 
nachzuholen. Weiterhin muss geklärt werden, ob der Kläger – wovon das 
Finanzgericht ausgegangen war – seinen Kommanditanteil tatsächlich bereits 
vollständig auf die C-GmbH übertragen hatte und die Veräußerung damit mithin 
bereits erfolgt sei. Denn, so der BFH, für eine wirksame Abtretung des 
Kommanditanteils nach §§ 413, 389 ff. BGB bedarf es der Zustimmung der 
anderen Gesellschafter bzw. der durch den Gesellschaftsvertrag für einen 
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

solchen Vorgang bestimmten Personen, sofern die Übertragung nicht bereits im 
Gesellschaftsvertrag zugelassen ist. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 17. März 2021 (IV R 20/18), veröffentlicht am 30. September 
2021, vgl. die Pressemitteilung 034/21 des BFH. Ebenfalls am 30. September 
2021 veröffentlicht: Die im Wesentlichen inhaltsgleichen NV-Urteile IV R 21/18, IV 
R 22/18, IV R 23/18 und IV R 24/18 vom 17. März 2021. 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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